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A. Einführung

Am 17.  Dezember 2009 sollten die Mitglieder des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums (PKGr) durch das Plenum des Deutschen Bundestages 
für die Dauer der 17. Legislaturperiode gewählt werden. Hierzu hatten 
sämtliche Fraktionen Wahlvorschläge unterbreitet.1 Mit Ausnahme des 
Wahlvorschlags der Fraktion DIE LINKE, die den Abgeordneten Wolfgang 
Nešković nominiert hatte, fanden sämtliche Wahlvorschläge der anderen 
Fraktionen im Plenum die erforderliche Mehrheit.2 Die Tatsache, dass nicht 
sämtliche Kandidaten, die sich zur Wahl stellten, die erforderliche Mehrheit 
auf sich vereinigen konnten, ist banal und sollte in einem demokratischen 
System nicht weiter beunruhigen.

Die besondere Relevanz dieses Vorgangs liegt nun darin begründet, dass 
dem Parlamentarischen Kontrollgremium durch § 1 Abs. 1 PKGrG n. F.3 die 
regelmäßige Kontrolle der Bundesregierung im Bereich der Nachrichten­
dienste überantwortet worden ist. In dieser Funktion übernimmt das Gremi­
um eine originär parlamentarische Aufgabe, die sonst dem Plenum und den 
Ausschüssen des Bundestages vorbehalten bleibt.4 Für die Ausschüsse ist 
seit jeher höchstrichterlich anerkannt, dass diese als verkleinertes Abbild 
des Plenums dessen Zusammensetzung zwingend widerspiegeln (Grundsatz 
der „Spiegelbildlichkeit“) müssen, was den im Bundestag vertretenen Frak­
tionen, ihrem Gewicht im Plenum entsprechend, einen Anspruch auf Teilha­
be am parlamentarischen Geschehen sichert.5

Dem unmissverständlichen Gesetzeswortlaut im PKGrG n. F. lässt sich 
indes entnehmen, dass dem Parlamentarischen Kontrollgremium gerade 
keine gewöhnliche Ausschussqualität zukommen soll.6 Hinter der Wortwahl 
steckt keine sprachliche Entgleisung, sondern eine bewusste und klare ge­

1  BT-Drs. 17 / 209, S. 1.
2  Sten. Ber. BT 17 / 12, 17.12.2009, S. 915 (A); der Abgeordnete Nešković erhielt 

294 von 312 erforderlichen Stimmen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass lediglich 54 
der 76 Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE an der Wahl teilgenommen haben, 
siehe Sten. Ber. BT 17 / 12, 17.12.2009, Anlage 7, S. 1068 (D) – 1069 (A).

3  Gesetz über die parlamentarische Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit 
des Bundes (Kontrollgremiumsgesetz – PKGrG) vom 29.07.2009, BGBl. I, S. 2346.

4  Hansalek, Die parlamentarische Kontrolle der Bundesregierung, S. 271.
5  BVerfGE 80, 188 (222); 84, 304 (323 f.); 96, 264 (282).
6  BT-Drs. 16 / 12412, S. 5.
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setzgeberische Intention.7 Dies ist auch der Grund, weshalb das Gesetz 
keine Entsendung durch die Fraktionen, sondern eine Wahl der Gremiums­
mitglieder durch den Bundestag vorsieht. Nur aus diesem Grunde war es 
überhaupt möglich, dass der Abgeordnete Nešković den Einzug in das 
Parlamentarische Kontrollgremium seinerzeit verfehlen konnte.8

Die hier kurz skizzierten Besonderheiten warfen seit jeher Fragen zur 
Verfassungsmäßigkeit der zu Grunde liegenden einfachgesetzlichen Rege­
lungen auf, die im Laufe der Untersuchung zur Sprache kommen werden. 
Im Mittelpunkt des Diskurses ging und geht es um die Frage, wie es einem 
relativ kleinen und geheim tagenden Gremium erlaubt sein kann, spezifisch 
parlamentarische Kontrollaufgaben mit hoher rechtlicher und politischer 
Relevanz regelmäßig wahrzunehmen, wenn durch dessen konkrete Zusam­
mensetzung nicht stets sichergestellt werden kann, dass das gesamte Parla­
ment, wie es aus den Wahlen hervorgegangen ist, im erforderlichen Maße 
repräsentiert wird.

Als Neuerung im System der parlamentarischen Kontrolle der Bundesre­
gierung im nachrichtendienstlichen Tätigkeitsbereich gilt es nunmehr, das 
Inkrafttreten des neu geschaffenen Art. 45d GG in das Zentrum der wissen­
schaftlichen Betrachtung zu rücken.9

Durch diese Grundgesetzänderung wurden die bislang lediglich einfach­
gesetzlich normierten Regelungen auch verfassungsrechtlich implementiert. 
Angesichts des knappen Wortlauts der Vorschrift und des Umstands, dass 
Art. 45d Abs. 2 GG nahezu die gesamte nähere Ausgestaltung des Kontroll­
gremiums auch weiterhin dem einfachen Gesetzgeber überlässt, stellt sich 
die Frage nach der Bedeutung dieses Artikels.

Die Zweifel an der rechtlichen Bedeutung der neuen Verfassungsnorm 
fanden bereits in der Sachverständigenanhörung im Gesetzgebungsverfahren 
Ausdruck, als der neu geschaffenen Norm entweder eine die Kontrollbezie­
hung zwischen Bundestag und Bundesregierung verfassungsrechtlich relati­
vierende Negativwirkung beigemessen oder ihr bestenfalls als „symbolisches 
Verfassungsrecht“ „Überflüssigkeit“ attestiert wurde.10

Ziel dieser Untersuchung soll es daher sein zu klären, inwieweit Art. 45d 
GG imstande ist, das Verhältnis des Bundestages zu den Nachrichtendiens­
ten des Bundes neu zu bestimmen.

7  „Ausschuss sui generis“, Sten. Ber. BT 16 / 215, 27.03.2009, S. 23417 (D).
8  Der Abgeordnete Nešković wurde schließlich am 19.01.2010 in das PKGr für 

die Dauer der 17. Legislaturperiode wiedergewählt, Sten. Ber. BT 17 / 14, 19.01.2010, 
S. 1145 (C).

9  Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 45d) vom 17.07.2009, BGBl. I, 
S. 1977.

10  BT-A(usschuss)-Drs. 16(4)614 D, Stellungnahme Möllers, S. 2.
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Um den Regelungsgehalt von Art. 45d GG für die parlamentarische Kon­
trolle der Nachrichtendienste beurteilen zu können, soll die verfassungsmä­
ßige Rechtslage vor und nach Inkrafttreten von Art. 45d GG untersucht 
werden, um sodann feststellen zu können, ob durch die Einfügung dieser 
Norm entweder etwaige verfassungsrechtliche Probleme beseitigt werden 
konnten, oder ob die Neuregelung wiederum selbst verfassungsrechtliche 
Fragen aufgeworfen hat. Ebenso denkbar ist die Feststellung, wonach 
Art. 45d GG das kontrollspezifische Verhältnis von Bundestag und Nach­
richtendiensten in Teilbereichen nicht zu ändern vermochte.

An dieser Stelle darf der klarstellende Hinweis nicht fehlen, wonach es 
sich freilich nicht um eine unmittelbare Kontrollbeziehung des Parlaments 
zu den Nachrichtendiensten selbst handelt, vielmehr um das verfassungs­
rechtliche Kontrollverhältnis des Bundestages gegenüber der Bundesregie­
rung im nachrichtendienstlichen Tätigkeitsbereich auf Bundesebene.

In einem ersten Schritt (Kapitel B. und C.) wird es nach einer kurzen 
Vorstellung der drei Nachrichtendienste des Bundes darum gehen, den ver­
fassungshistorischen Hintergrund, der zur Einfügung des neuen Artikels in 
das Grundgesetz geführt hat, zu beleuchten. Schließlich gab es nicht nur 
einen gescheiterten Versuch, die Nachrichtendienstkontrolle grundgesetz­
lich zu verankern. So verabschiedete man 1978 schließlich ein einfaches 
Kontrollgesetz, wenngleich die Stimmen, die hierfür fortan eine verfas­
sungsrechtliche Unterlegung als erforderlich erachteten, nie ganz ver­
stummten.

Es gilt daher, den damaligen Prozess aufzubereiten und die aufgeworfe­
nen widerstreitenden Argumente, die schließlich zur Nichtaufnahme der 
parlamentarischen Nachrichtendienstkontrolle in das Grundgesetz führten, 
darzustellen. Anhand dieser Ausführungen lässt sich illustrieren, inwieweit 
sich zwischenzeitlich die politischen und rechtlichen Gegebenheiten ver­
ändert haben. Derartige Erkenntnisse sollen zum Hintergrundverständnis 
bezüglich der nunmehrigen Einfügung von Art. 45d GG beitragen, auch 
um die Motivlage des heutigen Gesetzgebers besser nachvollziehen zu 
können.

Im sich anschließenden Kapitel D. wird der von Art. 45d GG nicht näher 
eingegrenzte Kontrollbegriff und dessen verfassungsrechtliche Verankerung 
konkretisiert werden müssen. Dabei fragt sich zudem, wer letztlich Adressat 
der Kontrolle nach Art. 45d GG ist. Der Normtext jedenfalls lässt offen, wer 
konkret dieser Kontrolle unterliegen soll.

Es wird weiter der Frage nachzugehen sein, inwieweit Art. 45d GG das 
Ziel des verfassungsändernden Gesetzgebers, die „Legitimation“ des PKGr 
beziehungsweise (bzw.) der von ihm ausgeübten Kontrolltätigkeit zu 
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